
Fachdienst Stadt- und Landschaftsplanung 

 

Be
an

tw
or

tu
ng

 E
W

 P
LA

  
2-

61
 2

02
41

01
0.

do
cx

 

 

Beantwortung der Fragen der Anwohnerin zu Punkt 6 der Tagesordnung der 
Planungsausschusssitzung vom 01.10.2024; Bebauungsplan 27b „Hogschlag“1. 
Änderung „Teilbereich Ost“ (für den Rat am 17.10. und den PLA am 05.11.24) 
 

1. Im Protokoll des PL am 06.12.2022 antwortet die Verwaltung auf die Frage, warum das 
beschleunigte Verfahren beim Bebauungsgebiet Hoogschlag angewendet wird. 
Die Verwaltung erläutert, dass sich das beschleunigte Verfahren nicht speziell auf das 
vorliegende Projekt beziehe, sondern auf einem im Baugesetz vorgesehenen 
Verfahrensablauf, der beispielsweise bis zu einer bestimmten Flächengröße zum Tragen 
käme.  
Um welche Flächengröße handelt es sich beim Baugebiet Hoogschlag? 
Welche Ausschlusskriterien gibt es für beschleunigte Verfahren? 
Was beinhaltet und wie unterscheidet sich ein beschleunigtes Verfahren bei diesem 
Baugebiet? 

Antwort: Die Aufstellung dieses Bebauungsplans erfolgt nach dem Verfahren für 
Bebauungspläne der Innenentwicklung nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Danach kann der 
Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach 
§ 2 Absatz 4 BauGB sowie ohne Ausgleichserfordernis durchgeführt werden. Die 
Anwendungsvoraussetzungen für dieses Verfahren liegen hier vor, weil zum einen die 
zulässige Grundfläche weniger als 20.000 qm beträgt und zum anderen durch den 
Bebauungsplan keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegt und keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung von Fauna-Flora-Habitat- und EU-Vogelschutzgebieten oder 
sonstigen Satzungen bestehen (siehe Punkt 1.2 der vorläufigen Begründung).  
Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst ca. 1,56 ha inklusive der 
anteiligen Straßenverkehrsflächen, davon sind 1,08 ha unbebaute Fläche, welches als 
Allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden soll mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,35 (siehe Punkt 1.3 der vorläufigen Begründung).  
Danach liegt die maximal mögliche zu realisierende Grundfläche mit 3.780 m² (10.800 m² x 
0,35 = 3.780 m²) weit unter den nach Ausschlussfaktoren genannten 20.000 m².  So kann 
wie oben beschrieben von einer Umweltprüfung und einem Umweltbericht abgesehen 
werden. Zudem könnte auf die frühzeitige Beteiligung verzichtet werden, die aber in 
diesem Verfahren jedoch durchgeführt werden soll (siehe vorliegender Beschlussvorschlag). 
 

2. Warum werden die Kriterien aus der der Begründung zum B-Plan27d nicht auch bei der 
Änderung angewendet? 

Antwort: Weil für die beiden Gebiete vollkommen unterschiedliche Voraussetzungen 
vorliegen (Innenbereich / Außenbereich, vorhandener Bebauungsplan / kein 
Bebauungsplan) sind diese nicht miteinander vergleichbar.  
 

3. Warum muss bei Ausschöpfung der größtmöglichen Bebaubarkeit die sich hieraus 
ergebende Zumutbarkeitsgrenze für die Nachbarschaft festgelegt werden? 

Antwort:  Der Bebauungsplan setzt die bebaubare Fläche als Allgemeines Wohngebiet (WA) 
fest. Die Orientierungswerte für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung liegen 
nach § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) im WA-Gebiet bei einer GRZ von 0,4 sowie 
bei einer GFZ von 1,2.  
Damit liegt hier nicht, wie behauptet, eine größtmögliche Ausschöpfung der Bebaubarkeit 
vor.  
 

4. Inwieweit stehen die schützenwerten Interessen der Betroffenen und die Belange des 
Allgemeinwohls in einem gerechten Ausgleich und in einem ausgewogenen Verhältnis? 

Antwort: Nach § 2 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange, die für 
die Abwägung von Bedeutung sind, zu ermitteln und zu bewerten. Dies wird im Rahmen 
dieses Bebauungsplanverfahrens geschehen. 
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